
I/2026 LPT 08. und 09. Mai 2026 Antrag 59/I/2026

Antrag 59/I/2026

Abt. 08/13 Buckow

Der Landesparteitag möge beschließen:

Der Bundesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Überweisen an: FA I - Internationale Politik, Frieden und

Entwicklung, FA II - EU-Angelegenheiten (Konsens)

Mitgliedsrechte Ungarn
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Die sozialdemokratischen Mitglieder des Deutschen Bun-

destags und des Europäischen Parlaments werden aufge-

fordert:

 

Ungarn die aktiven Mitgliedsrechte in der Europäischen

Unionzuentziehen, sämtlicheEU-Finanzmittel anUngarn

zu stoppenunddie ungarische Regierungultimativ aufzu-

fordern,

1. alle als hochverräterisch anzusehenden Handlun-

gen gegenüber den Institutionen undMitgliedstaa-

ten der EU, insbesondere die mutmaßliche Weiter-

gabe vertraulicher und sensibler Informationen aus

EU-internen Sitzungen durch den ungarischen Au-

ßenminister undandereRegierungsvertreter an rus-

sische Staatsvertreter, umgehend einzustellen und

eine umfassende Aufklärung dieser Vorgänge ein-

zuleiten,

2. sämtliche LGBTIQ*-feindlichen Gesetze, insbeson-

dere die Untersagung von Pride-Veranstaltungen

sowie die angedrohte automatische Gesichtserken-

nung und staatlicheÜberwachung vonTeilnehmen-

den, sofort aufzuheben, und zu den europäischen

Rechtsnormen und Grundwerten der Menschen-

würde, GleichstellungundNichtdiskriminierung zu-

rückzukehren.

 

Sollte die ungarische Regierung diese Verstöße fortset-

zen, werden sich die sozialdemokratischenMitglieder der

betroffenen Parlamente für eine Suspendierung der EU-

MitgliedschaftUngarns gemäßArtikel 7 EUVmit allen ver-

fügbaren Mitteln einsetzen.

 

Begründung

Die Europäische Union ist nicht nur ein wirtschaftlicher

Zusammenschluss, sondern eineWertegemeinschaft, die

auf Demokratie, Rechtsstaatlichkeit, Freiheit, Gleichheit

und Achtung der Menschenrechte gründet. Diese Grund-

werte binden alle Mitgliedstaaten gleichermaßen.

 

Die jüngst erhobenen Vorwürfe gegen den ungarischen

Außenminister sowie weitere Regierungsmitglieder, ver-

trauliche Informationen aus internen EU-Sitzungen an

Vertreter der Russischen Föderationweitergegeben zu ha-

ben, stellen einen schweren Vertrauensbruch gegenüber

der Europäischen Union dar. Ein solcher Vorgang, sollte

er zutreffen, wäre geeignet, die außen- und sicherheits-
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politischen Interessen Europas zu gefährden und die Ge-

schlossenheit der Union gezielt zu unterlaufen. Dieses

Verhalten widerspricht den Loyalitätspflichten, die sich

aus Artikel 4 Absatz 3 des Vertrags über die Europäische

Union ergeben, und kann als hochverräterischer Akt ge-

genüber der europäischen Gemeinschaft angesehen wer-

den.

 

Zugleich verschärft die ungarische Regierung unter Vik-

tor Orbán in zunehmendem Maße die Diskriminierung

von LGBTIQ*-Personen. Mit der Verhinderung von Pride-

Veranstaltungen, derAndrohungautomatischerGesichts-

erkennungssysteme und weiteren repressiven Maßnah-

men verletzt sie fundamentale EU-Freiheitsrechte sowie

Artikel 2 und 6 EUV, die den Schutz der Menschenwürde,

der Freiheit und der Gleichheit garantieren. Diese Politik

widerspricht zudemder Charta der Grundrechte der Euro-

päischen Union (Artikel 7, 11, 21).

 

Ein Mitgliedstaat, der aktiv gegen Grundwerte und

Rechtsprinzipien der EU verstößt, kann sich nicht länger

auf die Rechte und Privilegien der Mitgliedschaft beru-

fen. Die fortgesetzte Missachtung gemeinsamer Werte

gefährdet die Glaubwürdigkeit der Europäischen Union

nach innen und außen.

 

Die Suspendierung von Mitgliedsrechten und finanziel-

len Zuwendungen ist daher nicht Vergeltung, sondern ein

notwendiges Instrument zur Wahrung der Integrität der

europäischen Werteordnung. Es ist im Interesse aller De-

mokratinnenundDemokraten in Europa, dass die EUklare

Grenzen gegen autokratische Tendenzen zieht und zeigt:

Wer die Wertegemeinschaft untergräbt, kann nicht von

ihr profitieren.

 

Die SPDbekennt sich zu einemEuropa der Freiheit, Gleich-

heit und Solidarität. Wer diese Grundpfeiler missachtet,

hat denmoralischen und politischen Anspruch auf Teilha-

be an den Vorteilen der Europäischen Union verwirkt.
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